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- Entwurf -
„Auskömmlich, aufgabenorientiert und ausgleichend“
Stendaler Thesen für einen zukunftsfähigen kommunalen Finanzausgleich;

Beschluss der 22. Landkreisversammlung am 10. September 2009 in Stendal

1. Die Finanzsituation der Landkreise ist seit Jahren durch unausgeglichene Haushalte sowie überdurchschnittlich hohe Kassenkredite und Kreditmarktschulden geprägt. Ursächlich hierfür sind vorrangig steigende Kostenbelastungen in den Aufgabenbereichen Jugend, Soziales, Schule und Verkehr. 
Insgesamt umfassen die Pflichtaufgaben der Landkreise 96 % ihres gesamten Aufgabenbestandes; nur 4 % verbleiben für freiwillige Aufgaben. Ohne einen angemessenen finanziellen Ausgleich können die kreislichen Aufgaben künftig nur noch stark eingeschränkt wahrgenommen werden.
2. Die Landkreise begrüßen daher die Initiative der Landesregierung für ein neues Finanzausgleichsgesetz. Nach der Begründung des vorliegenden Gesetzentwurfs (LT-Drs. 5/2018) soll sich der Finanzausgleich zukünftig „nach einer aufgabenbezogenen, am Bedarf ausgerichteten und damit von der Leistungskraft des Landes weitgehend unabhängigen Ermittlung der Finanzausgleichsmasse“ ausrichten. 
Dieses Ziel wird von allen Landkreisen uneingeschränkt mitgetragen. Angesichts ihres umfangreichen Aufgabenbestandes für den ländlichen Raum setzen die Landkreise in das neue Finanzausgleichsgesetz große Hoffnungen.
3. Für einen aufgabenorientierten Finanzausgleich muss zunächst der Finanzbedarf für die kommunalen Aufgaben sorgfältig ermittelt werden. Dies ist im Gesetzentwurf nicht vollständig gelungen. Wichtige Faktoren, wie die Kostenanpassung der letzten zwei Jahre, die Abrechnung der überzahlten Finanzausgleichsmasse 2009 und der Ausgleich der aufgelaufenen Fehlbeträge sind bei der Bemessung der Finanzausgleichsumlage unberücksichtigt geblieben. Gleichzeitig werden die hohen Steuereinnahmen einzelner weniger Gemeinden (rd. 110 Mio. Euro) pauschal vom Bedarf abgezogen und die Investitionspauschale gegenüber den letzten Jahren (rd. 200 Mio. Euro) stark gekürzt. 
Die vorgesehene Finanzausgleichsmasse ist daher insgesamt für die kommunalen Aufgaben in 2010 und 2011 nicht ausreichend.

4. Bereits ohne die noch notwendige Anhebung der Finanzausgleichsmasse ergibt sich nach dem vorliegenden Gesetzentwurf für die Landkreise eine Deckungslücke von rd. 60 Mio. Euro zwischen dem Bedarf im Verwaltungshaushalt (rd. 565 Mio. Euro) und den zu erwartenden FAG-Zuweisungen (509 Mio. Euro). Dies ist nicht akzeptabel. 
Das neue Finanzausgleichsgesetz muss den für die Landkreise festgestellten Bedarf uneingeschränkt abdecken.

5. Das „Herzstück“ eines aufgabenbezogenen Finanzausgleichs sind besondere Ergänzungszuweisungen, die für pflichtige Selbstverwaltungsaufgaben nach aufgabengerechten Kriterien (z. B. Kinder- und Schülerzahl, Länge der Kreisstraßen) verteilt werden. Der Referentenentwurf hatte diese Aufgabenorientierung konsequent umgesetzt und für zehn Aufgabenbereiche besondere Ergänzungszuweisungen in Höhe von insgesamt rd. 566 Mio. Euro vorgesehen:

- 
Aufgaben der Kinderbetreuung


    
145,6 Mio. Euro

- 
Schulträgerschaft

    



117,5 Mio. Euro

- 
Hilfe zur Erziehung (SGB VIII)   
  


  97,5 Mio. Euro

- 
Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II)  
    
  86,0 Mio. Euro

- 
örtliche Sozialhilfe (SGB XII)



  44,5 Mio. Euro 

- 
Schülerbeförderung





  35,0 Mio. Euro

- 
Grundsicherung im Alter (SGB XII)
    

  18,8 Mio. Euro

- 
Straßenbaulast


    


  13,3 Mio. Euro
- 
Jugendpauschale



   
 
    6,4 Mio. Euro

- 
Beratungsstellen





    1,7 Mio. Euro









566,3 Mio. Euro
Hiervon sind im Gesetzentwurf nur rd. 100 Mio. Euro für die Aufgaben nach SGB II und (teilweise) nach SGB XII übrig geblieben. Die Kosten aller anderen Aufgaben sollen über die allgemeinen Zuweisungen (rd. 914 Mio. Euro) ausgeglichen werden.
Die Landkreise erwarten für das neue Finanzausgleichsgesetz eine strukturelle Rückkehr zum Referentenentwurf. Nur durch eine deutliche Verschiebung der allgemeinen Zuweisungen zu den besonderen Ergänzungszuweisungen kann die Zielsetzung des Gesetzentwurfs erreicht werden.

6. Die allgemeinen Zuweisungen müssen den ermittelten Finanzbedarf für die freiwilligen und die übrigen pflichtigen Selbstverwaltungsaufgaben abdecken. Die im Gesetzentwurf vorgesehene Verteilung nach den geltenden FAG-Quoten (rd. 27 %, 43 %,   30 %) ist hierfür ungeeignet. Bei den freiwilligen Aufgaben bedarf es eines angemessenen Verhältnisses zwischen allen kommunalen Gruppen sowie zwischen dem kreisangehörigen und dem kreisfreien Raum. 

7. Sachsen-Anhalt hat mit einheitlich nur 80 % die niedrigsten Bemessungsgrundlagen für die Berechnung der gemeindlichen Steuerkraftzahlen. Infolge dieser bundesweit einmaligen Regelung erhalten die steuerstärkeren Gemeinden unverhältnismäßig höhere allgemeine Zuweisungen als die steuerschwächeren Gemeinden. Der Gesetzentwurf verstärkt diese Wirkung, weil künftig die Gewerbesteuerumlage vom Ist-Aufkommen der Gewerbesteuer abgezogen wird (Netto-Verfahren).
Für einen fairen Finanzausgleich zwischen allen Gemeinden müssen bei der Bemessung der allgemeinen Zuweisungen die eigenen Steuereinnahmen vollständig       (= 100 %) berücksichtigt werden. Dies führt auch bei der Kreisumlage zu einer gerechteren Aufteilung innerhalb des Kreisgebietes.
8. Soweit der Ausgleichsstock mit Blick auf die Umstellung auf das neue Finanzausgleichsgesetz auf 60 Mio. Euro angehoben wird, müssen auch die Landkreise Zuwendungsempfänger sein können. Die Finanzausgleichsumlage (rd. 23 Mio. Euro) sollte nicht zusätzlich dem erhöhten Ausgleichsstock sondern pauschal den allgemeinen Zuweisungen der kreisangehörigen Gemeinden zugeführt werden.
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